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ALLGEMEINE 

GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) für Lieferungen und Leistungen der  

Dittmann, Scheuren & Lehr GmbH & Co. KG    Stand 2016 

§ 1 Allgemeines/Geltungsbereich 
1. Diese Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unternehmern, 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen im Sinne von § 310 Absatz 1 BGB. Entgegenstehende oder von 
unseren Verkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Auftraggebers erkennen 
wir (Auftragnehmer) nur an, wenn wir ausdrücklich schriftlich der Geltung zustimmen. 
Diese Verkaufsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte mit dem 
Auftraggeber, soweit es sich um Rechtsgeschäfte verwandter Art handelt. 

§ 2 Angebot und Vertragsabschluss 
1. Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Maßgebend ist unsere 
schriftliche Auftragsbestätigung. Widersprechen sich unsere Auftragsbestätigung und 
eine evtl. Auftragsbestätigung des Bestellers, so kommt ein Vertrag erst zustande, 
wenn wir das neue Angebot des Bestellers schriftlich bestätigt haben. Zeichnungen, 
Abbildungen, Maße, Gewichte und sonstige Leistungsdaten sind nur dann verbindlich, 
wenn dies ausdrücklich schriftlich festgelegt worden ist. Kleinere Abweichungen gelten 
als noch vertragsgemäß. Eine zugesicherte Eigenschaft erhalten Sie nur dann, wenn 
dies schriftlich bestätigt wird. Verbesserung und Veränderungen behalten wir uns vor. 
2. Werbeaussagen des Herstellers einer gelieferten Ware sind nur dann verbindlich, 
wenn diese durch uns ausdrücklich bestätigt wird. 

§ 3 Preise und Zahlung 
1. Unsere Preise gelten ab Werk, ausschließlich Frachtkosten und Verpackungen 
zuzüglich Mehrwertsteuer in der jeweils gültigen Höhe. Frachtkosten und Kosten der 
Verpackung werden gesondert in Rechnung gestellt. 
2. Wir sind berechtigt, auch Teilleistungen zu berechnen. Dies gilt für geliefertes 
Material, Arbeitsleistungen nach Stundensätzen und insbesondere nach Abschluss von 
Auftragsabschnitten. 
2. Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist die Rechnung innerhalb von zehn Tagen 
nach Zugang zu zahlen (Verzugseintritt). Verzugszinsen werden nach § 288 Abs. 2 
BGB (derzeit in Höhe von 9 % über dem jeweiligen Basiszinssatz) berechnet. Die 
Geltendmachung eines höheren Verzugsschadens bleibt vorbehalten. Der 
Auftragnehmer ist berechtigt, bei Zahlungsverzug des Auftraggebers 5,00 € pro 
Mahnschreiben (höchstens 2 Mahnungen pro Auftrag) in Rechnung zu stellen. § 288 
Abs. 5 BGB findet Anwendung. 
3. Zahlungen haben auf das in der Rechnung angegebene Konto zu erfolgen. Der 
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Abzug von Skonto ist nur bei schriftlicher besonderer Vereinbarung zulässig. 
4. Sofern keine Festpreisabrede getroffen wurde, bleiben angemessene 
Preisänderungen wegen veränderter Lohn-, Material- und Vertriebskosten für 
Lieferungen, die 3 Monate oder später nach Vertragsabschluss erfolgen, vorbehalten. 

§ 4 Aufrechnung/Zurückbehaltungsrecht 
1. Der Auftraggeber kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten 
oder rechtskräftig festgestellt sind. 
5. Der Auftraggeber kann ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, wenn sein 
Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 
6. Die Vergütung ist in vollem Umfang bei Lieferung bzw. Abnahme fällig. Im Falle des 
Vorhandenseins von Mängeln steht dem Auftraggeber ein Zurückbehaltungsrecht nicht 
zu, es sei denn, die Lieferung ist offensichtlich mangelhaft bzw. dem Auftraggeber steht 
offensichtlich ein Recht zur Verweigerung der Abnahme der Arbeiten zu. In einem 
solchen Fall ist der Auftraggeber nur zur Zurückbehaltung berechtigt, soweit der 
einbehaltene Betrag im angemessenen Verhältnis zu den Mängeln und den 
voraussichtlichen Kosten der Nacherfüllung (insbesondere einer Mangelbeseitigung) 
steht. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Ansprüche und Rechte wegen Mängeln 
geltend zu machen, wenn er fällige Zahlungen nicht geleistet hat und soweit der fällige 
Betrag (einschließlich etwaig geleisteter Zahlungen) in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem Wert der – mit Mängeln behafteten – Lieferung bzw. Arbeiten steht. 

§ 5 Eigentumsvorbehalt 
1. Der Liefergegenstand bleibt Eigentum des Auftragnehmers bis zur Erfüllung 
sämtlicher ihm gegen den Auftraggeber aus der Geschäftsverbindung zustehenden 
Ansprüche. 
2. Dem Auftraggeber ist es gestattet, den Liefergegenstand zu verarbeiten oder 
umzubilden („Verarbeitung“). Die Verarbeitung erfolgt für den Auftragnehmer; wenn der 
Wert des dem Auftragnehmer gehörenden Liefergegenstandes jedoch geringer ist als 
der Wert der nicht dem Auftragnehmer gehörenden Waren und/oder der Verarbeitung, 
so erwirbt der Auftragnehmer Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes 
(Brutto-Rechnungswert) des verarbeiteten Liefergegenstandes zum Wert der der 
übrigen verarbeiteten Ware und/oder der Verarbeitung zum Zeitpunkt der Verarbeitung. 
Soweit der Auftragnehmer nach dem Vorstehenden kein Eigentum an der Neuware 
erwirbt, sind sich Auftragnehmer und Auftraggeber darüber einig, dass der Auftraggeber 
dem Auftragnehmer Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes (Brutto-
Rechnungswert) des dem Auftragnehmer gehörenden Liefergegenstandes zu dem der 
übrigen verarbeiteten Ware zum Zeitpunkt der Verarbeitung einräumt. Der vorstehende 
Satz gilt entsprechend im Falle der untrennbaren Vermischung oder der Verbindung 
des Liefergegenstandes mit dem Auftragnehmer nicht gehörender Ware. Soweit der 
Auftragnehmer nach diesem § (Eigentumsvorbehalt) Eigentum oder Miteigentum 
erlangt, verwahrt der Auftraggeber sie für den Auftragnehmer mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns. 
3. Für den Fall der Veräußerung des Liefergegenstandes oder der Neuware tritt der 
Auftraggeber hiermit seinen Anspruch aus der Weiterveräußerung gegen seinen 
Abnehmer mit allen Nebenrechten sicherungshalber an den Auftragnehmer ab, ohne 
dass es noch weiterer besonderer Erklärungen bedarf. Die Abtretung gilt einschließlich 
etwaiger Saldoforderungen. Die Abtretung gilt jedoch nur in Höhe des Betrages, der 
dem vom Auftragnehmer in Rechnung gestellten Preis des Liefergegenstandes 
entspricht. Der dem Auftragnehmer abgetretene Forderungsanteil ist vorrangig zu 
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befriedigen. 
4. Verbindet der Auftraggeber den Liefergegenstand oder die Neuware mit 
Grundstücken, so tritt er, ohne dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch 
seine Forderung, die ihm als Vergütung für die Verbindung zusteht, in Höhe des 
Betrages ab, der dem vom Auftragnehmer in Rechnung gestellten Preis des 
Liefergegenstandes entspricht. 
5. Bis auf Widerruf ist der Auftraggeber zur Einziehung der gemäß diesem 
§ (Eigentumsvorbehalt) an den Auftragnehmer abgetretenen Forderungen befugt. Der 
Auftraggeber wird auf die abgetretenen Forderungen geleistete Zahlungen bis zur Höhe 
der gesicherten Forderung unverzüglich an den Auftragnehmer weiterleiten. Bei 
Vorliegen berechtigter Interessen, insbesondere bei Zahlungsverzug, 
Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselprotest oder 
begründeten Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder drohende 
Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers, ist der Auftragnehmer berechtigt, die 
Einziehungsbefugnis des Auftraggebers zu widerrufen. Außerdem kann der 
Auftragnehmer nach vorheriger Androhung unter Einhaltung einer angemessenen Frist 
die Sicherungsabtretung offen legen, die abgetretenen Forderungen verwerten sowie 
die Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den Auftraggeber gegenüber den 
Abnehmern verlangen. 
6. Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer die zur Geltendmachung von dessen Rechten gegen die Abnehmer 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. 
7. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Auftraggeber eine 
Verpfändung oder Sicherungsübereignung untersagt. Bei Pfändungen, Beschlagnahme 
oder sonstigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der Auftraggeber den 
Auftragnehmer unverzüglich zu benachrichtigen. Die Weiterveräußerung des 
Liefergegenstandes oder der Neuware ist nur Wiederverkäufern im ordentlichen 
Geschäftsgang und nur unter den Bedingungen gestattet, dass die Zahlung des 
Gegenwertes des Liefergegenstandes an den Auftraggeber erfolgt. Der Auftraggeber 
hat mit dem Abnehmer auch zu vereinbaren, dass erst mit dieser Zahlung der 
Abnehmer Eigentum erwirbt. 
8. Soweit der realisierbare Wert aller Sicherungsrechte, die dem Auftragnehmer 
zustehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 10 % übersteigt, wird der 
Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers einen entsprechenden Teil der 
Sicherungsrechte freigeben. Es wird vermutet, dass die Voraussetzungen des 
vorstehenden Satzes erfüllt sind, wenn der Schätzwert der dem Auftragnehmer 
zustehenden Sicherheiten 150 % des Wertes der gesicherten Ansprüche erreicht oder 
übersteigt. Dem Auftragnehmer steht die Wahl bei der Freigabe zwischen 
verschiedenen Sicherungsrechten zu. 
9. Bei Pflichtverletzungen des Auftraggebers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der 
Auftragnehmer auch ohne Fristsetzung berechtigt, die Herausgabe des 
Liefergegenstandes bzw. der Neuware zu verlangen und/oder – erforderlichenfalls nach 
Fristsetzung –vom Vertrag zurückzutreten; der Auftraggeber ist zur Herausgabe 
verpflichtet. Im Herausgabeverlangen des Liefergegenstandes/der Neuware liegt keine 
Rücktrittserklärung des Auftragnehmers, es sei denn, dies wird ausdrücklich erklärt. 

§ 6 Mängelrüge 
1. Der Auftraggeber ist verpflichtet, offensichtliche Mängel innerhalb von 14 Tagen nach 
Erhalt der Ware, bzw. Abschluss der Arbeiten dem Auftragnehmer anzuzeigen; zur 
Wahrung der Frist genügt die Absendung der Anzeige innerhalb der Frist. Später 
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auftretende Mängel sind unverzüglich anzuzeigen. Die Mängel sind schriftlich und so 
detailliert wie möglich zu beschreiben. 
Erfolgte die Mängelrüge des Auftraggebers zu Unrecht, so hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer die entstandenen Aufwendungen zu ersetzen. 

§ 7 Gewährleistung 
1. Bei Vorliegen eines Mangels kann der Auftraggeber nur dann Schadenersatz statt 
der Leistung verlangen, wenn auch der 2. Versuch der Nachbesserung fehlgeschlagen 
ist. Wir sind berechtigt, anstatt der Nachbesserung das mangelhafte Teil durch ein 
mangelfreies zu ersetzen. 
3. Wir übernehmen keine Gewährleistung für unerhebliche Abweichungen von der 
vereinbarten Beschaffenheit und bei unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit 
sowie Schäden, die insbesondere aus Gründen entstanden sind, die wir nicht zu 
vertreten haben (z.B. unsachgemäße oder fehlerhafte Verwendung, natürliche 
Abnutzung usw.). 
4. Zur Vornahme der Nachbesserung bzw. Lieferung von Ersatzteilen ist uns eine 
angemessene Frist zu setzen. 

§ 8 Verjährung 
1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – beträgt ein Jahr. Dies gilt jedoch nicht in den Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 
1 BGB (Rechtsmängel bei unbeweglichen Sachen), § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke, 
Sachen für Bauwerke), § 479 Abs. 1 BGB (Rückgriffsanspruch des Unternehmers) oder 
§ 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke oder Werk, dessen Erfolg in der Erbringung von 
Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht). Die im vorstehenden S. 2 
ausgenommenen Fälle unterliegen einer Verjährungsfrist von drei Jahren. 
2. Die Verjährungsfristen nach Abs. 1 gelten auch für sämtliche 
Schadensersatzansprüche gegen den Auftragnehmer, die mit dem Mangel im 
Zusammenhang stehen – unabhängig von der Rechtsgrundlage des Anspruchs. 
3. Die Verjährungsfristen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelten jedoch mit folgender Maßgabe: 
a) Die Verjährungsfristen gelten generell nicht im Falle des Vorsatzes oder bei 
arglistigem Verschweigen eines Mangels oder soweit der Auftragnehmer eine Garantie 
für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes übernommen hat. 
b) Die Verjährungsfristen gelten für Schadensersatzansprüche zudem nicht bei einer 
grob fahrlässigen Pflichtverletzung, im Falle – nicht in der Lieferung einer mangelhaften 
Sache bzw. der Erbringung einer mangelhaften Werkleistung bestehender – 
schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, in den Fällen einer schuldhaft 
verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder bei 
Ansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz. Die Verjährungsfristen für 
Schadensersatzansprüche gelten auch für den Ersatz vergeblicher Aufwendungen. 
4. Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Ansprüchen mit der Ablieferung, bei 
Werkleistungen mit der Abnahme. 
5. Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen 
Bestimmungen über den Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, die Hemmung und 
den Neubeginn von Fristen unberührt. 
6. Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für Schadensersatzansprüche, 
die mit einem Mangel nicht im Zusammenhang stehen; für die Verjährungsfrist gilt Abs. 
1 S. 1. 
7. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
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§ 9 Haftung 
1. Der Auftragnehmer haftet in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit des 
Auftragnehmers oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei einer 
schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. Die Haftung des Auftragnehmers ist in Fällen grober 
Fahrlässigkeit jedoch auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, 
soweit nicht zugleich ein anderer der in S. 1 oder S. 3 dieses Abs. (1) aufgeführten 
Ausnahmefälle vorliegt. Im Übrigen haftet der Auftragnehmer nur nach dem 
Produkthaftungsgesetz, wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten oder soweit der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder 
eine Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes übernommen hat. Der 
Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch 
auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, wenn nicht zugleich ein 
anderer der in S. 1 oder S. 3 dieses Abs. (1) aufgeführten Ausnahmefälle vorliegt. 
10. Die Regelungen des vorstehenden Abs. (1) gelten für alle 
Schadensersatzansprüche (insbesondere für Schadensersatz neben der Leistung und 
Schadensersatz statt der Leistung), und zwar gleich aus welchem Rechtsgrund, 
insbesondere wegen Mängeln, der Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis 
oder aus unerlaubter Handlung. Sie gelten auch für den Anspruch auf Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen. Die Haftung für Verzug und Unmöglichkeit bestimmt sich 
jedoch nach §9 dieser Bedingungen. 
11. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

§ 10 Haftung bei Lieferverzögerung und Unmöglichkeit 
1. In Abweichung zu § 9 ist die Haftung bei Unmöglichkeit und Verzögerung der 
Leistung des Auftragnehmers wegen Verzugs für den Schadensersatz neben der 
Leistung auf insgesamt 5 % und für den Schadensersatz statt der Leistung 
(einschließlich des Ersatzes vergeblicher Aufwendungen) auf insgesamt 10% des 
Wertes der Lieferung/Leistung begrenzt. 
12. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers sind – auch nach Ablauf einer dem 
Auftragnehmer etwa gesetzten Frist zur Leistung – ausgeschlossen. Die Beschränkung 
gilt nicht bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der 
Schadensersatzanspruch für die schuldhafte Verletzung wesentlicher Vertragspflichten 
ist jedoch auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht 
zugleich ein weiterer Fall nach S. 1 gegeben ist. Weitergehende Ansprüche des 
Auftraggebers wegen Unmöglichkeit der Lieferung sind – auch nach Ablauf einer dem 
Auftragnehmer etwa gesetzten Frist zur Leistung – ausgeschlossen. 
13. Das Recht des Auftraggebers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. Eine 
Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden. 

§ 11 Sonstige Bestimmungen 
1. Die Unwirksamkeit einer oder mehrerer der vereinbarten Bedingungen berühren die 
Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Im Falle der Unwirksamkeit einer 
Bestimmung gilt die gesetzliche Regelung. 
2. Für die Rechtsbeziehungen der Parteien gilt deutsches Recht. 
14. Bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist die Klage 
bei dem Gericht zu erheben, das für den Sitz des Auftragnehmers zuständig ist. Der 
Auftragnehmer ist auch berechtigt, am Hauptsitz des Auftraggebers zu klagen. 


